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8 8 . Bundesgesetz über die Rechtsverhältnisse
der selbständigen Handelsvertreter (Handels-

vertretergesetz — HVertrG 1993)

Der Nationalrat hat beschlossen:

B e g r i f f u n d T ä t i g k e i t des
H a n d e l s v e r t r e t e r s

Begriff des selbständigen Handelsvertreters

§ 1. (1) Handelsvertreter ist, wer von einem
anderen (im folgenden „Unternehmer" genannt)
mit der Vermittlung oder dem Abschluß von
Geschäften, ausgenommen über unbewegliche Sa-
chen, in dessen Namen und für dessen Rechnung
ständig betraut ist und diese Tätigkeit selbständig
und gewerbsmäßig ausübt.

(2) Der Unternehmer kann auch ein Handelsver-
treter sein.

Abschluß von Geschäften durch den
Handelsvertreter

§ 2. (1) Der Handelsvertreter kann Geschäfte im
Namen und für Rechnung des Unternehmers nur
dann schließen, wenn er hiezu ermächtigt ist.

(2) Hat der Handelsvertreter, der nur mit der
Vermittlung von Geschäften betraut ist, ein
Geschäft im Namen des Unternehmers mit einem
Dritten geschlossen, so gilt es als vom Unternehmer
genehmigt, wenn dieser nicht unverzüglich, nach-
dem er vom Abschluß des Geschäftes Kenntnis
erlangt hat, dem Dritten erklärt, daß er das Geschäft
ablehne.

Befugnisse des Handelsvertreters

§ 3. (1) Zahlungen für den Unternehmer kann der
Handelsvertreter nur dann annehmen, wenn er
hiezu ermächtigt ist.

(2) Lautet die Vollmacht auf die Berechtigung zur
Annahme von Zahlungen, so gilt der Handelsvertre-
ter nur als ermächtigt, Zahlungen, die den
vereinbarten Bedingungen entsprechen, in Empfang
zu nehmen. Sie erstreckt sich dagegen nicht auf die
Befugnis, die beim Abschlüsse des Geschäfts
vereinbarten Zahlungsbedingungen zu ändern,
insbesondere Vergleiche zu schließen oder Nach-
lässe zu gewähren.

(3) Ist der Handelsvertreter als Reisender tätig, so
gilt er als ermächtigt, den Kaufpreis aus den von ihm
geschlossenen Verkäufen einzuziehen oder dafür
Zahlungsfristen zu bewilligen.

(4) Die Anzeige von Mängeln einer Ware, die
Erklärung, daß eine Ware zur Verfügung gestellt
wird, und andere Erklärungen, durch die die
Kundschaft ihre Rechte wahrt, können auch dem
Handelsvertreter gegenüber abgegeben werden.

(5) Der Handelsvertreter ist berechtigt, das dem
Unternehmer zustehende Recht auf Feststellung des
Zustandes der Waren auszuüben; zu Verfügungen
über die Ware ist er, sofern nicht deren
Beschaffenheit es dringend erfordert, im Zweifel
nicht ermächtigt.

(6) Beschränkungen der Vollmacht des Handels-
vertreters braucht ein Dritter gegen sich nur gelten
zu lassen, wenn er sie kannte oder kennen mußte.
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R e c h t e und P f l i c h t e n des
U n t e r n e h m e r s und des

H a n d e l s v e r t r e t e r s

Vertragsurkunde

§ 4. Der Unternehmer und der Handelsvertreter
sind verpflichtet, dem anderen auf dessen Verlangen
eine unterzeichnete Urkunde zu verschaffen, die
den zu diesem Zeitpunkt gültigen Inhalt des
Vertretungsvertrags wiedergibt.

Pflichten des Handelsvertreters

§ 5. Der Handelsvertreter hat sich um die
Vermittlung oder den Abschluß von Geschäften zu
bemühen. Er hat bei Ausübung seiner Tätigkeit das
Interesse des Unternehmers mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmanns wahrzunehmen und ist
insbesondere verpflichtet, ihm die erforderlichen
Mitteilungen zu machen und ihn unverzüglich von
jedem Geschäft in Kenntnis zu setzen, das er für ihn
geschlossen hat.

Unterstützungspflichten des Unternehmers

§ 6. (1) Der Unternehmer hat den Handelsvertre-
ter bei der Ausübung seiner Tätigkeit zu unterstüt-
zen.

(2) Insbesondere hat der Unternehmer:
1. dem Handelsvertreter die erforderlichen Un-

terlagen zur Verfügung zu stellen und alle für
die Ausübung seiner Tätigkeit erforderlichen
Informationen zu geben,

2. den Handelsvertreter unverzüglich zu unter-
richten, wenn er absieht, daß der Umfang der
Geschäfte erheblich geringer sein wird, als der
Handelsvertreter den Umständen nach, insbe-
sondere auf Grund des bisherigen Geschäfts-
umfangs oder der Angaben des Unternehmers,
hätte erwarten können,

3. dem Handelsvertreter unverzüglich die An-
nahme oder Ablehnung eines vom Handels-
vertreter vermittelten oder ohne Vollmacht
geschlossenen, oder die Nichtausführung eines
von ihm vermittelten oder geschlossenen
Geschäftes mitzuteilen.

Verbot der Annahme von Belohnungen

§ 7. (1) Der Handelsvertreter darf mangels eines
abweichenden, für den betreffenden Geschäfts-
zweig bestehenden Handelsbrauchs ohne Einwilli-
gung des Unternehmers von dem Dritten, mit dem
er für den Unternehmer Geschäfte schließt oder
vermittelt, eine Belohnung nicht annehmen.

(2) Der Unternehmer kann vom Handelsvertreter
die Herausgabe der unrechtmäßig empfangenen
Belohnung und den Ersatz des diesen Betrag
übersteigenden Schadens verlangen.

Vergütung, Provision
§ 8. (1) Die Vergütung des Handelsvertreters

kann in einer Provision oder einem anderen Entgelt
bestehen.

(2) Soweit nichts anderes vereinbart ist, gebührt
dem Handelsvertreter für jedes durch seine
Tätigkeit zustande gekommene Geschäft als Vergü-
tung eine Provision. Besteht für den betreffenden
Geschäftszweig nicht ein abweichender Handels-
brauch, so wird ein Anspruch auf die Provision
durch die bloße Namhaftmachung des Dritten nicht
erworben.

(3) Dem Handelsvertreter gebührt im Zweifel die
Provision auch für solche Geschäfte, die ohne seine
unmittelbare Mitwirkung während der Dauer des
Vertragsverhältnisses zwischen der ihm zugewiese-
nen oder von ihm zugeführten Kundschaft und dem
Unternehmer geschlossen worden sind.

(4) Ist der Handelsvertreter ausdrücklich für ein
bestimmtes Gebiet oder für einen bestimmten
Kundenkreis als alleiniger Vertreter bestellt, so
gebührt ihm im Zweifel die Provision auch für
solche Geschäfte, die ohne seine Mitwirkung
während der Dauer des Vertragsverhältnisses durch
den Unternehmer oder für diesen mit der zum
Gebiet oder zum Kundenkreis des Handelsvertre-
ters gehörigen Kundschaft geschlossen worden sind.

Entstehung des Provisionsanspruchs
§ 9. (1) Der Anspruch auf Provision entsteht mit

der Rechtswirksamkeit des vermittelten Geschäfts
zwischen dem Unternehmer und dem Dritten, wenn
und soweit

1. der Unternehmer das Geschäft ausgeführt hat
oder

2. der Unternehmer nach dem Vertrag mit dem
Dritten das Geschäft hätte ausführen sollen
oder

3. der Dritte das Geschäft durch Erbringen seiner
Leistung ausgeführt hat.

(2) Der Anspruch auf Provision entsteht späte-
stens, wenn der Dritte seinen Teil des Geschäfts
ausgeführt hat oder ausgeführt haben müßte, hätte
der Unternehmer seinen Teil des Geschäfts
ausgeführt.

(3) Der Anspruch auf Provision entfällt, wenn
und soweit feststeht, daß der Vertrag zwischen dem
Dritten und dem Unternehmer nicht ausgeführt
wird, und dies nicht auf Umständen beruht, die vom
Unternehmer zu vertreten sind. Bei Zahlungsverzug
des Dritten hat aber der Unternehmer nachzuwei-
sen, alle zumutbaren Schritte unternommen zu
haben, um den Dritten zur Leistung zu veranlassen.

Höhe der Provision
§ 10. (1) Die Höhe der Provision richtet sich

mangels anderer Vereinbarung nach den für den
betreffenden Geschäftszweig am Orte der Nieder-
lassung des Handelsvertreters üblichen Sätzen.
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(2) Nachlässe, die der Unternehmer dem Dritten
gewährt hat, dürfen bei Abrechnung der Provision
nicht abgezogen werden, es sei denn, sie wurden
beim Abschluß des Geschäfts vereinbart oder es
besteht darüber im betreffenden Geschäftszweig ein
diesbezüglicher Handelsbrauch. Nachlässe bei
Barzahlung sind in keinem Fall abzuziehen;
dasselbe gilt für Nebenkosten, namentlich für
Fracht, Verpackung, Zoll, Steuern, es sei denn, daß
die Nebenkosten dem Dritten besonders in
Rechnung gestellt sind. Die Umsatzsteuer, die
lediglich auf Grund der steuerrechtlichen Vorschrif-
ten in der Rechnung gesondert ausgewiesen ist, gilt
nicht als besonders in Rechnung gestellt.

Provision nach Beendigung des
Vertragsverhältnisses

§ 11. (1) Für Geschäfte, die nach Beendigung des
Vertragsverhältnisses zustande gekommen sind,
gebührt dem Handelsvertreter eine Provision, wenn
und soweit

1. das Geschäft überwiegend auf seine Tätigkeit
während des Vertragsverhältnisses zurückzu-
führen ist und der Abschluß innerhalb einer
angemessenen Frist nach Beendigung des
Vertragsverhältnisses zustande gekommen ist
oder

2. die verbindliche Erklärung des Dritten, das
Geschäft schließen zu wollen, noch vor
Beendigung des Vertragsverhältnisses dem
Handelsvertreter oder dem Unternehmer
zugegangen ist.

(2) Ein nachfolgender Handelsvertreter hat
keinen Anspruch auf Provision, wenn diese dem
Vorgänger zusteht, es wäre denn, daß die Umstände
eine Teilung der Provision zwischen ihm und
seinem Vorgänger rechtfertigen.

Verhinderung am Verdienst

§ 12. (1) Wird der Handelsvertreter vom
Unternehmer vertragswidrig gehindert, Provisionen
in dem vereinbarten oder nach den getroffenen
Vereinbarungen zu erwartenden Umfang zu verdie-
nen, so gebührt ihm eine angemessene Entschädi-
gung.

(2) Das gleiche gilt, wenn die Verhinderung
dadurch entstanden ist, daß der Unternehmer
während der Dauer des Vertragsverhältnisses sein
Unternehmen veräußert oder den Vertrieb der
Waren einer gemeinschaftlichen Verkaufsstelle
übergeben hat.

Ersatz der Auslagen

§ 13. (1) Für die durch den Geschäftsbetrieb
entstandenen allgemeinen Kosten und Auslagen
kann der Handelsvertreter keinen Ersatz verlangen.

(2) Dagegen hat ihm der Unternehmer mangels
anderer Vereinbarung oder abweichenden Handels-
brauchs die besonderen Auslagen zu ersetzen, die er
infolge Auftrags des Unternehmers aufwenden
mußte.

Abrechnung und Vorschußleistung

§ 14. (1) Über Provisionsansprüche ist spätestens
am letzten Tag des Monats, der auf das Quartal
folgt, in dem der Provisionsanspruch entstanden ist,
abzurechnen. Endet das Vertragsverhältnis vor
Ablauf eines Kalendervierteljahres, so ist spätestens
am letzten Tag des Monats, nach dem der Anspruch
entstanden ist, abzurechnen. Diese Abrechnung
muß alle für die Berechnung der Provision
wesentlichen Angaben enthalten.

(2) Der Handelsvertreter kann einen seinen
entstandenen Forderungen aus Provision und
Auslagen entsprechenden Vorschuß verlangen.

Fälligkeit der Provision

§ 15. Der Anspruch auf Provision wird an dem
Tag fällig, an dem nach der getroffenen Vereinba-
rung oder nach dem Gesetz die Abrechnung
stattfinden soll.

Buchauszug und Büchereinsicht

§ 16. (1) Der Handelsvertreter kann vom
Unternehmer zur Nachprüfung des Betrages der
ihm zustehenden Provision einen Buchauszug sowie
alle Auskünfte verlangen.

(2) Wenn der Handelsvertreter glaubhaft macht,
daß der Buchauszug unrichtig oder unvollständig ist
oder daß ihm die Mitteilung eines Buchauszugs
verweigert wurde, kann er, auch vor dem Prozeß,
bei dem Bezirksgericht, in dessen Sprengel sich die
Handelsbücher befinden, deren Vorlage beantra-
gen; zugleich kann er auch beantragen, dem
Unternehmer ergänzende Auskünfte aufzutragen,
die eine vollständige Berechnung des dem Handels-
vertreter zustehenden Anspruchs ermöglichen.

(3) Von dem Inhalt der Handelsbücher ist, soweit
er die Ansprüche des Handelsvertreters betrifft,
unter Zuziehung der Parteien Einsicht zu nehmen
und erforderlichenfalls ein Auszug anzufertigen.
Der übrige Inhalt der Bücher ist dem Richter soweit
offenzulegen, als dies zur Prüfung ihrer ordnungs-
mäßigen Führung notwendig ist.

(4) Erhebt der Unternehmer gegen die persönli-
che Einsichtnahme durch den Handelsvertreter
Widerspruch und kommt eine Einigung der
Parteien auf einen Vertrauensmann nicht zustande,
so kann der Richter anordnen, daß die Bücher
durch einen vom Gericht bestellten Buchsachver-
ständigen eingesehen werden.
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(5) Im übrigen sind die Bestimmungen der
Zivilprozeßordnung über die Sicherung von Bewei-
sen (§§ 384 bis 389 ZPO) entsprechend anzuwen-
den.

(6) Während eines Verfahrens nach den Abs. 1 bis
5 läuft zwar die Verjährung der Ansprüche des
Handelsvertreters fort, sie endet aber keinesfalls vor
Ablauf dreier Monate nach rechtskräftiger Beendi-
gung des Verfahrens und Erfüllung des Anspruchs
auf Buchauszug, Büchereinsicht und ergänzende
Auskünfte.

Gewinnbeteiligung

§ 17. Ist bedungen, daß die Vergütung des
Handelsvertreters ganz oder zum Teil in einem
Anteil am Gewinn aus allen oder aus bestimmten
Geschäften besteht oder daß der Gewinn in anderer
An für die Höhe der Vergütung maßgebend sein
soll, so ist nach Ablauf des Geschäftsjahrs auf Grund
des Jahresabschlusses abzurechnen. §§ 15 und 16
sind sinngemäß anzuwenden.

Verjährung

§ 18. (1) Alle Ansprüche aus dem Vertragsver-
hältnis zwischen dem Unternehmer und dem
Handelsvertreter verjähren in drei Jahren.

(2) Die Verjährung beginnt für Ansprüche, die in
die Abrechnung einbezogen werden, mit dem Ende
des Jahres, in dem die Abrechnung stattgefunden
hat, für Ansprüche dagegen, die in die Abrechnung
nicht einbezogen wurden, mit dem Ende des Jahres,
in dem das Vertragsverhältnis gelöst worden ist. Für
Ansprüche, hinsichtlich deren erst nach Lösung des
Vertragsverhältnisses Abrechnung zu legen war,
beginnt die Verjährung mit dem Ende des Jahres, in
dem die Abrechnung hätte stattfinden sollen.

(3) Ist der Anspruch bei dem Unternehmer
angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum
Einlangen der schriftlichen Antwort des Unterneh-
mers gehemmt.

Zurückbehaltungsrecht

§ 19. Dem Handelsvertreter steht unter den in
den §§ 369 und 370 HGB angegebenen Vorausset-
zungen das kaufmännische Zurückbehaltungsrecht
auch an den ihm vom Unternehmer übergebenen
Mustern zu. Der § 369 Abs. 3 HGB steht der
Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts an
den Mustern nicht entgegen, wenn das Vertragsver-
hältnis gelöst worden ist. Doch ist der Handelsver-
treter verpflichtet, die Muster ohne Verzug
zurückzustellen, wenn der Unternehmer einen dem
Werte der Muster oder der Höhe der Forderung
entsprechenden Betrag bei Gericht erlegt oder
anderweitig Sicherheit für diesen Betrag leistet.

B e e n d i g u n g des
V e r t r a g s v e r h ä l t n i s s e s

Fristablauf

§ 20. Ein auf bestimmte Zeit geschlossener
Vertrag endet mit dem Ablauf der Zeit, für die er
eingegangen wurde. Wird das Vertragsverhältnis
nach Ablauf der vereinbarten Zeit von beiden
Parteien fortgesetzt, so gilt es als auf unbestimmte
Zeit verlängert.

Kündigung

§ 21. (1) Ist der Vertrag auf unbestimmte Zeit
geschlossen, so kann er von jedem Teil im ersten
Vertragsjahr unter Einhaltung einer einmonatigen
Kündigungsfrist gelöst werden; nach dem angefan-
genen zweiten Vertragsjahr beträgt die Kündi-
gungsfrist jedoch mindestens zwei Monate, nach
dem angefangenen dritten Vertragsjahr mindestens
drei Monate, nach dem angefangenen vierten
Vertragsjahr mindestens vier Monate, nach dem
angefangenen fünften Vertragsjahr mindestens fünf
Monate und nach dem angefangenen sechsten
Vertragsjahr und in den folgenden Vertragsjahren
mindestens sechs Monate. Bei der Berechnung der
Dauer der Kündigungsfrist ist bei vorher auf
bestimmte Zeit eingegangenen Verträgen, die nach
§ 20 auf unbestimmte Zeit verlängert worden sind,
die Laufzeit des auf bestimmte Zeit eingegangenen
Vertrages einzurechnen.

(2) Die Vereinbarung kürzerer als der im Abs. 1
genannten Fristen ist unwirksam.

(3) Vereinbaren die Parteien längere Fristen als
im Abs. 1 vorgesehen, so darf die vom Unternehmer
einzuhaltende Frist nicht kürzer sein als die vom
Handelsvertreter einzuhaltende Frist; bei Nichtbe-
achtung gilt auch für den Unternehmer die vom
Handelsvertreter einzuhaltende längere Frist.

(4) Sofern die Parteien nicht etwas anderes
vereinbart haben, ist die Kündigung nur zum Ende
eines Kalendermonats zulässig.

Vorzeitige Auflösung

§ 22. (1) Der Vertretungsvertrag kann jederzeit
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist von jedem
Teil aus wichtigem Grund gelöst werden.

(2) Als ein wichtiger Grund, der den Unterneh-
mer zur vorzeitigen Lösung des Vertragsverhältnis-
ses berechtigt, ist insbesondere anzusehen:

1. wenn der Handelsvertreter unfähig wird, seine
Tätigkeit auszuüben;

2. wenn sich der Handelsvertreter einer Hand-
lung schuldig macht, die ihn des Vertrauens
des Unternehmers unwürdig erscheinen läßt,
insbesondere wenn er entgegen der Bestim-
mung des § 7 eine Belohnung annimmt, wenn
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er dem Unternehmer Aufträge übermittelt, die
nicht erteilt worden sind, oder wenn er ihn
sonst in wesentlichen geschäftlichen Angele-
genheiten in Irrtum führt;

3. wenn der Handelsvertreter während einer den
Umständen nach erheblichen Zeit es unterläßt
oder sich weigert, für den Unternehmer tätig
zu sein, oder wenn er andere wesentliche
Vertragsbestimmungen verletzt;

4. wenn der Handelsvertreter sich Tätlichkeiten
oder erhebliche Ehrverletzungen gegen den
Unternehmer zuschulden kommen läßt;

5. wenn über das Vermögen des Handelsvertre-
ters der Konkurs eröffnet wird.

(3) Als ein wichtiger Grund, der den Handelsver-
treter zur vorzeitigen Auflösung des Vertragsver-
hältnisses berechtigt, ist insbesondere anzusehen:

1. wenn er unfähig wird, seine Tätigkeit
auszuüben, oder

2. wenn der Unternehmer
a) die dem Handelsvertreter zukommende

Provision ungebührlich schmälert oder
vorenthält oder andere wesentliche Ver-
tragsbestimmungen verletzt, oder

b) sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrver-
letzungen gegen den Handelsvertreter
zuschulden kommen läßt, oder

c) den Betrieb des Geschäftszweigs aufgibt, in
dem der Handelsvertreter hauptsächlich
tätig ist.

Ansprüche bei vorzeitiger Auflösung

§ 23. (1) Trifft einen Teil ein Verschulden an der
vorzeitigen Auflösung des Vertragsverhältnisses
nach § 22, so kann der andere Teil Ersatz des ihm
dadurch verursachten Schadens verlangen. Hat ein
Teil das Vertragsverhältnis vorzeitig gelöst, ohne
daß hiefür ein wichtiger Grund vorliegt, so kann der
andere Teil die Erfüllung des Vertrages oder Ersatz
des ihm verursachten Schadens verlangen. Das
gleiche gilt, wenn das Vertragsverhältnis entgegen
der Vorschrift des § 21 aufgelöst worden ist.

(2) Trifft beide Teile ein Verschulden an der
begründeten oder unbegründeten vorzeitigen Auf-
lösung des Vertragsverhältnisses, so hat der Richter
nach freiem Ermessen zu entscheiden, ob und in
welcher Höhe ein Ersatz gebührt.

Ausgleichsanspruch

§ 24. (1) Nach Beendigung des Vertragsverhält-
nisses gebührt dem Handelsvertreter ein angemesse-
ner Ausgleichsanspruch, wenn und soweit

1. er dem Unternehmer neue Kunden zugeführt
oder bereits bestehende Geschäftsverbindun-
gen wesentlich erweitert hat,

2. zu erwarten ist, daß der Unternehmer oder
dessen Rechtsnachfolger aus diesen Geschäfts-

verbindungen auch noch nach Auflösung des
Vertragsverhältnisses erhebliche Vorteile zie-
hen kann, und

3. die Zahlung eines Ausgleichs unter Berück-
sichtigung aller Umstände, insbesondere der
dem Handelsvertreter aus Geschäften mit den
betreffenden Kunden entgehenden Provisio-
nen, der Billigkeit entspricht.

(2) Der Ausgleichsanspruch besteht auch dann,
wenn das Vertragsverhältnis durch Tod des
Handelsvertreters endet und die in Abs. 1 genannten
Voraussetzungen vorliegen.

(3) Der Anspruch besteht nicht, wenn
1. der Handelsvertreter das Vertragsverhältnis

gekündigt oder vorzeitig aufgelöst hat, es sei
denn, daß dem Unternehmer zurechenbare
Umstände, auch wenn sie keinen wichtigen
Grund nach § 22 darstellen, hiezu begründe-
ten Anlaß gegeben haben oder dem Handels-
vertreter eine Fortsetzung seiner Tätigkeit
wegen seines Alters oder wegen Krankheit
oder Gebrechen nicht zugemutet werden
kann, oder

2. der Unternehmer das Vertragsverhältnis we-
gen eines schuldhaften, einen wichtigen Grund
nach § 22 darstellenden Verhaltens des Han-
delsvertreters gekündigt oder vorzeitig aufge-
löst hat oder

3. der Handelsvertreter gemäß einer aus Anlaß
der Beendigung des Vertragsverhältnisses
getroffenen Vereinbarung mit dem Unterneh-
mer, die Rechte und Pflichten, die er nach dem
Vertrag hat, einem Dritten überbindet.

(4) Der Ausgleichsanspruch beträgt mangels einer
für den Handelsvertreter günstigeren Vereinbarung
höchstens eine Jahresvergütung, die aus dem
Durchschnitt der letzten fünf Jahre errechnet wird.
Hat das Vertragsverhältnis weniger als fünf Jahre
gedauert, so ist der Durchschnitt der gesamten
Vertragsdauer maßgeblich.

(5) Der Handelsvertreter verliert den Ausgleichs-
anspruch, wenn er dem Unternehmer nicht
innerhalb eines Jahres nach Beendigung des
Vertragsverhältnisses mitgeteilt hat, daß er seine
Rechte geltend macht.

Konkurrenzklausel

§ 25. Eine Vereinbarung, durch die der Handels-
vertreter für die Zeit nach Beendigung des
Vertragsverhältnisses in seiner Erwerbstätigkeit
beschränkt wird, ist unwirksam.

Konkurs des Unternehmers

§ 26. (1) Durch die Eröffnung des Konkurses
über das Vermögen des Unternehmers wird das
Vertragsverhältnis gelöst. Der Handelsvertreter ist
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jedoch verpflichtet, bei Gefahr im Verzug seine
Tätigkeit so lange fortzusetzen, bis anderweitige
Vorsorge getroffen werden kann.

(2) Wird das Vertragsverhältnis durch die
Konkurseröffnung vor Ablauf der bestimmten Zeit
gelöst, für die es eingegangen war, oder war im
Vertrag eine Kündigungsfrist vereinbart, so kann
der Handelsvertreter den Ersatz des ihm verursach-
ten Schadens verlangen.

A n w e n d b a r k e i t d e r
R e c h t s v o r s c h r i f t e n

Zwingende Vorschriften

§ 27. (1) Die Bestimmungen der §§ 9 Abs. 2 und 3,
12 Abs. 1, 14, 15, 16 Abs. 1 und 2, 21 Abs. 1 und 3,
23, 24 und 26 Abs. 2 können im voraus durch
Vertrag zum Nachteil des Handelsvertreters weder
aufgehoben noch beschränkt werden.

(2) Die Bestimmungen der §§ 4, 5 und 6 können
im voraus durch Vertrag weder zum Nachteil des
Handelsvertreters noch zum Nachteil des Unter-
nehmers aufgehoben oder beschränkt werden.

Verhältnis zu anderen Gesetzen

§ 28. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgeset-
zes finden keine Anwendung auf die Vermittlung
und den Abschluß von Versicherungsgeschäften,
auf die nach dem Angestelltengesetz, BGBl.
Nr. 292/1921, in der jeweils geltenden Fassung, zu
beurteilenden Rechtsverhältnisse zwischen Dienst-
gebern und Dienstnehmern und auf die Rechtsver-
hältnisse der Handelsmäkler im Sinn des § 93 HGB.

(2) Insoweit dieses Bundesgesetz nicht etwas
anderes bestimmt, sind die Vorschriften des HGB
und des ABGB in der jeweils geltenden Fassung auf
die in diesem Bundesgesetz geregelten Vertragsver-
hältnisse anzuwenden.

S c h l u ß - und
Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

Beginn der Wirksamkeit und Vollzugsvorschrift

§ 29. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. März
1993 in Kraft.

(2) Das Bundesgesetz vom 24. Juni 1921, BGBl.
Nr. 348, über die Rechtsverhältnisse der selbständi-
gen Handelsvertreter (Handelsvertretergesetz) in
der Fassung der 4. EVHGB vom 24. Dezember
1938, dRGBl. I S 1999, des Bundesgesetzes vom
13. Juli 1960, BGBl. Nr. 153, und des Bundesgeset-
zes vom 15. Juni 1978, BGBl. Nr. 305, tritt mit
Ausnahme der für andere Geschäftsvermittler
geltenden Rechtsvorschriften im Sinn des § 29 mit
Ablauf des 28. Februar 1993 außer Kraft; es bleibt

auf am 28. Februar 1993 bestehende Vertragsver-
hältnisse bis 31. Dezember 1993 weiterhin anwend-
bar.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Klestil
Vranitzky

89 . Bundesgesetz über internationales Versi-
cherungsvertragsrecht für den Europäischen

Wirtschaftsraum

Abschnitt 1

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Anwendungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt das auf
Versicherungsverträge mit Auslandsberührung an-
zuwendende Recht, wenn sie in einem Mitgliedstaat
des Europäischen Wirtschaftsraums belegene Risi-
ken decken. Soweit in diesem Bundesgesetz nichts
anderes bestimmt ist, gilt das Bundesgesetz über das
internationale Privatrecht, BGBl. Nr. 304/1978.

(2) Auf Rückversicherungsverträge ist dieses
Bundesgesetz nicht anzuwenden.

Begriffsbestimmungen

§ 2. Im Sinn dieses Bundesgesetzes gelten:
1. als Nicht-Lebensversicherung die unter Z 1 bis

18, als Lebensversicherung die unter Z 19 bis
21 der Anlage A zu diesem Bundesgesetz
angeführten Versicherungszweige;

2. als Mitgliedstaat, in dem das Risiko belegen
ist,
a) in der Nicht-Lebensversicherung

aa) bei der Versicherung von Risiken mit
Bezug auf unbewegliche Sachen und
Überbauten sowie die dort befindli-
chen, durch denselben Vertrag versi-
cherten beweglichen Sachen der Mit-
gliedstaat, in dem diese Sachen
belegen sind;

bb) bei der Versicherung von Risiken mit
Bezug auf zugelassene Fahrzeuge
aller Art der Mitgliedstaat, in dem das
Fahrzeug zugelassen ist;

cc) bei der Versicherung von Reise- und
Ferienrisiken in Versicherungsverträ-
gen über eine Laufzeit von höchstens
vier Monaten der Mitgliedstaat, in
dem der Versicherungsnehmer die
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zum Abschluß des Vertrages erfor-
derlichen Rechtshandlungen vorge-
nommen hat;

b) in allen anderen Fällen der Nicht-Lebens-
versicherung und in der Lebensversiche-
rung,
aa) wenn der Versicherungsnehmer eine

natürliche Person ist, der Mitglied-
staat, in dem er seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hat;

bb) wenn der Versicherungsnehmer keine
natürliche Person ist, der Mitglied-
staat, in dem sich das Unternehmen,
die Betriebsstätte oder die sonstige
Einrichtung befindet, auf die sich der
Vertrag bezieht.

Sachnormverweisung; Rechtsspaltung

§ 3. (1) Die Verweisungen dieses Bundesgesetzes
auf fremde Rechtsordnungen beziehen sich, unbe-
schadet des § 6 Absatz 1 zweiter Satz und Absatz 2
erster Satz, nur auf deren Sachnormen.

(2) Umfaßt ein Staat mehrere Gebietseinheiten,
von denen jede für vertragliche Schuldverhältnisse
ihre eigenen Rechtsvorschriften hat, so gilt für die
Bestimmung des nach diesem Bundesgesetz anzu-
wendenden Rechts jede Gebietseinheit als Staat.

Eingriffsnormen

§ 4. Dieses Bundesgesetz berührt nicht die
Anwendung derjenigen Bestimmungen des österrei-
chischen Rechts, die ohne Rücksicht darauf,
welchem Recht der Versicherungsvertrag unterliegt,
den Sachverhalt zwingend regeln.

Abschnitt 2

RECHTSWAHL

Freie Rechtswahl

§ 5. Der Vertrag unterliegt dem von den Parteien
gewählten Recht, wenn

1. das Risiko im Geltungsbereich dieses Bundes-
gesetzes oder in einem anderen Mitgliedstaat,
der die freie Rechtswahl einräumt, belegen ist,
oder

2. in der Nicht-Lebensversicherung
a) der Versicherungsnehmer im Geltungsbe-

reich dieses Bundesgesetzes oder in einem
anderen Mitgliedstaat, der die freie
Rechtswahl einräumt, seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt oder seine Hauptverwal-
tung hat, oder

b) der Versicherungsnehmer eine gewerbli-
che, bergbauliche oder freiberufliche Tä-
tigkeit ausübt, der Vertrag hiemit zusam-
menhängende, in mehr als einem Mitglied-

staat belegene Risiken deckt und eines
dieser Risiken im Geltungsbereich dieses
Bundesgesetzes oder in einem anderen
Mitgliedstaat, der die freie Rechtswahl
einräumt, belegen ist, oder

c) er sich auf ein unter Z 4 bis 7, 11 und 12
der Anlage A zu diesem Bundesgesetz
angeführtes Transport- oder Transport-
haftpflichtrisiko bezieht.

Wahlfreiheit hinsichtlich bestimmter
Rechtsordnungen

§ 6. (1) Liegen in der Nicht-Lebensversicherung
die Voraussetzungen für eine freie Rechtswahl nach
§ 5 nicht vor, so können die Parteien jedenfalls das
Recht des Staates, in dem der Versicherungsnehmer
seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder seine Haupt-
verwaltung hat, oder das Recht des Mitgliedstaates,
in dem ein Risiko im Sinne des § 5 Z 1 oder 2 lit. b
belegen ist, wählen. Räumt einer der hiernach in
Betracht kommenden Mitgliedstaaten weiterge-
hende Möglichkeiten der Rechtswahl ein, so
können die Parteien davon Gebrauch machen.
Beschränken sich die durch den Vertrag gedeckten
Risiken auf Schadensfälle, die in einem anderen
Mitgliedstaat als dem der Risikobelegenheit eintre-
ten können, so können die Parteien auch das Recht
dieses Mitgliedstaates wählen.

(2) Liegen in der Lebensversicherung die
Voraussetzungen für eine freie Rechtswahl nach § 5
Z 1 nicht vor, so können die Parteien jedenfalls von
den Möglichkeiten der Rechtswahl Gebrauch
machen, die der Mitgliedstaat einräumt, in dem das
Risiko belegen ist. Ist der Versicherungsnehmer eine
natürliche Person und hat er seinen gewöhnlichen
Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat als dem,
dessen Staatsangehöriger er ist, so können die
Parteien auch das Recht des Mitgliedstaates wählen,
dessen Staatsangehöriger er ist.

Zustandekommen der Rechtswahl

§ 7. Die Rechtswahl nach den §§ 5 und 6 muß
ausdrücklich sein oder sich mit hinreichender
Sicherheit aus den Bestimmungen des Vertrages
oder aus den Umständen des Falles ergeben.

Ausschließlicher Sachverhaltsbezug zu einem
anderen als dem Wahlrechtsstaat

§ 8. Sind außer der Rechtswahl selbst alle anderen
Teile des Sachverhalts im Zeitpunkt der Rechtswahl
in ein und demselben Mitgliedstaat belegen, so
berührt die Rechtswahl diejenigen Bestimmungen
dieses Mitgliedstaates nicht, von denen nach dem
Recht dieses Staates durch Vertrag nicht abgewi-
chen werden kann.
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Versicherungsnehmerschutz

§ 9. (1) Ist der Vertrag im Zusammenhang mit
einer auf die Schließung solcher Verträge gerichte-
ten Tätigkeit zustande gekommen, die der Versi-
cherer oder die von ihm hiefür verwendeten
Personen im Staate des gewöhnlichen Aufenthalts
oder der Hauptverwaltung des Versicherungsneh-
mers entfaltet haben, so ist eine Rechtswahl, soweit
es sich um die zwingenden Bestimmungen dieses
Staates handelt, zum Nachteil des Versicherungs-
nehmers unbeachtlich.

(2) Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer den Vertrag als Unternehmer geschlossen hat
und sich der Vertrag auf ein in der Anlage B zu
diesem Bundesgesetz angeführtes besonderes Risiko
bezieht.

Abschnitt 3

MANGELS RECHTSWAHL
ANZUWENDENDES RECHT

§ 10. (1) Hat in der Nicht-Lebensversicherung
der Versicherungsnehmer zur Zeit des Vertragsab-
schlusses seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder seine
Hauptverwaltung in dem Mitgliedstaat, in dem das
Risiko belegen ist, so ist mangels Rechtswahl das
Recht dieses Mitgliedstaates anzuwenden.

(2) In den anderen Fällen der Nicht-Lebensversi-
cherung ist mangels Rechtswahl das Recht desjeni-
gen der in § 6 Absatz 1 erster Satz und letzter Satz
genannten Staaten anzuwenden, zu dem der
Vertrag die stärkste Beziehung aufweist. Es wird
vermutet, daß der Vertrag die stärkste Beziehung zu
dem Mitgliedstaat aufweist, in dem zur Zeit des
Vertragsabschlusses das Risiko belegen ist. Auf
einen selbständigen Vertragsteil, der eine stärkere
Beziehung zu einem anderen Mitgliedstaat auf-
weist, kann ausnahmsweise das Recht dieses
Mitgliedstaates angewandt werden.

(3) In der Lebensversicherung ist mangels
Rechtswahl das Recht des Mitgliedstaates anzuwen-
den, in dem zur Zeit des Vertragsabschlusses das
Risiko belegen ist. Ist das Risiko in mehreren
Mitgliedstaaten belegen, so ist das Recht des
Mitgliedstaates anzuwenden, zu dem der Vertrag
die stärkste Beziehung aufweist; der Absatz 2 letzter
Satz gilt entsprechend.

Abschnitt 4

PFLICHTVERSICHERUNG

§ 11. (1) Für einen Pflichtversicherungsvertrag
gelten die in §§ 5 und 6 genannten Rechtswahlmög-
lichkeiten mit der Maßgabe, daß an die Stelle des in
diesen Bestimmungen bezeichneten Mitgliedstaates,
in dem das Risiko belegen ist, der Mitgliedstaat tritt,
der die Versicherungspflicht vorschreibt.

(2) Mangels Rechtswahl unterliegt ein Pflichtver-
sicherungsvertrag, abweichend von § 10, dem Recht
des Staates, der die Versicherungspflicht vor-
schreibt. Ergibt sich im Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses die Versicherungspflicht auf Grund der
Rechte mehrerer Staaten, so ist das Recht
desjenigen dieser Staaten anzuwenden, zu dem der
Vertrag die stärkste Beziehung aufweist; der § 10
Absatz 2 letzter Satz gilt entsprechend.

(3) Schreibt ein Mitgliedstaat eine Versicherungs-
pflicht vor, so ist nach dem Recht dieses
Mitgliedstaates zu beurteilen, ob ein dem Recht
eines anderen Staates unterliegender Versiche-
rungsvertrag der Versicherungspflicht dieses Mit-
gliedstaates genügt.

(4) Hat in einem Mitgliedstaat, der eine
Versicherungspflicht vorschreibt, das Versiche-
rungsunternehmen den Fortfall des Versicherungs-
schutzes den zuständigen Behörden anzuzeigen, so
kann das Nichtbestehen des Versicherungsschutzes
einem Dritten nur nach Maßgabe des Rechts dieses
Mitgliedstaates entgegengehalten werden.

Abschnitt 5

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 12. Dieses Bundesgesetz tritt zu demselben
Zeitpunkt in Kraft wie das Abkommen über den
Europäischen Wirtschaftsraum *). Es ist auf Ver-
träge, die vor seinem Inkrafttreten geschlossen
worden sind, nicht anzuwenden.

§ 13. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Klestil
Vranitzky

Anlage A

Einteilung der Versicherungszweige

1. Unfall
a) einmalige Leistungen
b) wiederkehrende Leistungen
c) kombinierte Leistungen
d) Personenbeförderung

2. Krankheit
a) Taggeld
b) Krankheitskosten
c) kombinierte Leistungen

3. Landfahrzeug-Kasko (ohne Schienenfahr-
zeuge)
Sämtliche Schäden an:
a) Kraftfahrzeugen
b) Landfahrzeugen ohne eigenen Antrieb
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4. Schienenfahrzeug-Kasko
Sämtliche Schäden an Schienenfahrzeugen

5. Luftfahrzeug-Kasko
Sämtliche Schäden an Luftfahrzeugen

6. See-, Binnensee- und Flußschiffahrts-Kasko
Sämtliche Schäden an:
a) Flußschiffen
b) Binnenseeschiffen
c) Seeschiffen

7. Transportgüter
Sämtliche Schäden an transportierten Gü-
tern, unabhängig von dem jeweils verwende-
ten Transportmittel

8. Feuer und Elementarschäden
Sämtliche Sachschäden (soweit sie nicht
unter 2 3 bis 7 fallen), die verursacht werden
durch
a) Feuer
b) Explosion
c) Sturm
d) andere Elementarschäden außer Sturm
e) Kernenergie
f) Bodensenkungen und Erdrutsch

9. Sonstige Sachschäden
Sämtliche Sachschäden (soweit sie nicht
unter die Z 3 bis 7 fallen), die durch Hagel
oder Frost sowie durch Ursachen aller An
(wie beispielsweise Diebstahl) hervorgerufen
werden, soweit diese Ursachen nicht unter
Z 8 erfaßt sind

10. Haftpflicht für Landfahrzeuge mit eigenem
Antrieb
Haftpflicht aller Art (einschließlich derjeni-
gen" des Frachtführers), die sich aus der
Verwendung von Landfahrzeugen mit eige-
nem Antrieb ergibt

11. Luftfahrzeug-Haftpflicht
Haftpflicht aller Art (einschließlich derjeni-
gen des Frachtführers), die sich aus der
Verwendung von Luftfahrzeugen ergibt

12. See-, Binnensee- und Flußschiffahrts-Haft-
pflicht
Haftpflicht aller Art (einschließlich derjeni-
gen des Frachtführers), die sich aus der
Verwendung von Flußschiffen, Binnensee-
schiffen und Seeschiffen ergibt

13. Allgemeine Haftpflicht
Alle sonstigen Haftpflichtfälle, die nicht
unter Z 10 bis 12 fallen

14. Kredit
a) allgemeine Zahlungsunfähigkeit
b) Ausfallkredit
c) Abzahlungsgeschäfte
d) Hypothekardarlehen
e) landwirtschaftliche Darlehen

15. Kaution
a) direkte Kaution
b) indirekte Kaution

16. Verschiedene finanzielle Verluste
a) Berufsrisiken
b) ungenügende Einkommen (allgemein)

c) Schlechtwetter
d) Gewinnausfall
e) laufende Unkosten allgemeiner Art
f) unvorhergesehene Geschäftsunkosten
g) Wertverluste
n) Miet- oder Einkommensausfall
i) indirekte kommerzielle Verluste außer

den bereits erwähnten
k) nichtkommerzielle Geldverluste
1) sonstige finanzielle Verluste

17. Rechtsschutz

18. Beistandsleistungen zugunsten von Personen,
die sich auf Reisen oder während der
Abwesenheit von ihrem Wohnsitz oder
ständigen Aufenthaltsort in Schwierigkeiten
befinden

19. Leben

(soweit nicht unter den Z 20 und 21 erfaßt)

20. Heirats- und Geburtenversicherung

21. Fondsgebundene Lebensversicherung

Anlage B

Besondere Risiken (§ 9 Absatz 2 dieses
Bundesgesetzes)

1. Transport- und Transporthaftpflichtrisiken
nach 2 4 bis 7, 11 und 12 der Anlage A zu
diesem Bundesgesetz

2. Kredit- und Kautionsrisiken nach Z 14 und 15
der Anlage A zu diesem Bundesgesetz

3. Großrisiken nach Z 3, 8, 9, 10, 13 und 16 der
Anlage A zu diesem Bundesgesetz, wenn beim
Versicherungsnehmer mindestens zwei der
folgenden drei Grenzen überschritten werden:
a) 6,2 Millionen ECU Bilanzsumme
b) 12,8 Millionen ECU Nettoumsatz
c) durchschnittlich 250 Arbeitnehmer wäh-

rend eines Geschäftsjahres.
Gehört der Versicherungsnehmer zu einem
Konzern, für den nach § 244 HGB oder einer
den Anforderungen der Richtlinie
83/349/EWG entsprechenden Vorschrift
eines anderen Mitgliedstaates des Europä-
ischen Wirtschaftsraums ein Konzernabschluß
aufzustellen ist, so sind für die Überschreitung
der genannten Grenzen die Zahlen des

Konzernabschlusses maßgebend.

9 0 . Bundesgesetz, mit dem das Versicherungs-
vertragsgesetz zur Anpassung an das EWR-Ab-

kommen geändert wird

Das Bundesgesetz über den Versicherungsver-
trag, BGBl. Nr. 2/1959, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt:
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„§ 5 a. Wird der Vertrag nicht durch eine in
Österreich gelegene Niederlassung des Versicherers
geschlossen, so muß aus dem Versicherungsantrag
sowie aus dem Versicherungsschein und allen
anderen Deckung gewährenden Dokumenten die
Anschrift der Hauptverwaltung des Versicherers
und derjenigen Niederlassung ersichtlich sein, in
deren Rahmen der Vertrag geschlossen wird."

2. Im § 158 b wird das Zitat „§ 158 h" auf
„S 158 i" geändert.

3. Nach § 158 h wird folgender § 158 i eingefügt:

„§ 158 i. Der Versicherer hat dem Versicherungs-
nehmer auf Verlangen unter Angabe der Versiche-
rungssumme zu bescheinigen, daß eine der zu
bezeichnenden Rechtsvorschrift entsprechende
Haftpflichtversicherung besteht."

4. Nach § 158 i werden folgende Überschrift und
die folgenden Bestimmungen eingefügt:

„Siebentes Kapitel
Rechtsschutzversicherung

§ 158 j . Werden Gefahren aus dem Bereich der
Rechtsschutzversicherung neben anderen Gefahren
versichert, so müssen im Versicherungsschein der
Umfang der Deckung in der Rechtsschutzversiche-
rung und die hiefür zu entrichtende Prämie
gesondert ausgewiesen werden. Beauftragt der
Versicherer mit der Schadenregulierung ein anderes
Unternehmen (§ 12 Abs. 1 Z 2 des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes), so ist dieses im Versicherungs-
schein zu bezeichnen.

§ 158 k. (1) Der Versicherungsnehmer ist berech-
tigt, zu seiner Vertretung in einem Gerichts- oder
Verwaltungsverfahren eine zur berufsmäßigen
Parteienvertretung befugte Person frei zu wählen.
Darüber hinaus kann der Versicherungsnehmer zur
sonstigen Wahrnehmung seiner rechtlichen Interes-
sen einen Rechtsanwalt frei wählen, wenn beim
Versicherer eine Interessenkollision entstanden ist.

(2) Im Versicherungsvertrag kann vereinbart
werden, daß der Versicherungsnehmer zu seiner
Vertretung in einem Gerichts- oder Verwaltungs-
verfahren nur solche zur berufsmäßigen Parteien-
vertretung befugte Personen wählen darf, die ihren
Kanzleisitz am Ort der Gerichts- oder Verwal-
tungsbehörde haben, die für das durchzuführende
Verfahren in erster Instanz zuständig ist. Für den
Fall, daß an diesem Ort nicht mindestens vier
solcher Personen ihren Kanzleisitz haben, muß sich
das Wahlrecht auf Personen im Sprengel desjenigen
Gerichtshofs erster Instanz erstrecken, in dem sich
die genannte Behörde befindet.

(3) Auf das dem Versicherungsnehmer nach
Abs. 1 erster Satz zustehende Recht ist hinzuweisen,
wenn der Versicherungsnehmer die Beistellung
eines Rechtsvertreters für ein Gerichts- oder Ver-
waltungsverfahren verlangt; auf das nach Abs. 1
zweiter Satz zustehende Recht ist bei Eintritt einer
Interessenkollision hinzuweisen. Hat der Versiche-
rer mit der Schadenregulierung ein anderes
Unternehmen betraut (§158 j zweiter Satz), so
treffen die Hinweispflichten dieses Unternehmen.

§ 158 1. (1) Für den Fall von Meinungsverschie-
denheiten zwischen dem Versicherer und dem
Versicherungsnehmer über das Vorgehen zur
Beilegung des Streitfalls, für den Deckung begehrt
wird, besonders über die Erfolgsaussichten der
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung, hat der
Versicherungsvertrag vorzusehen, daß der Versi-
cherungsnehmer ein Schiedsgutachterverfahren
(§ 64) in Anspruch nehmen kann, in dem der
Sachverständige oder die Sachverständigen von
einem unbeteiligten Dritten oder jeweils in gleicher
Anzahl vom Versicherer und vom Versicherungs-
nehmer namhaft gemacht werden, wobei vorgese-
hen werden kann, daß diese Sachverständigen oder
ein unbeteiligter Dritter einen Vorsitzenden zu
bestimmen haben.

(2) Der Versicherer beziehungsweise das andere
Unternehmen (§ 158 j zweiter Satz) hat den
Versicherungsnehmer bei Beschränkung oder Ab-
lehnung der Leistungspflicht schriftlich auf die
Möglichkeit hinzuweisen, ein Verfahren nach
Abs. 1 in Anspruch zu nehmen. Sieht der Versiche-
rungsvertrag kein solches Verfahren vor oder wird
der Hinweis unterlassen, so gilt das Rechtsschutzbe-
dürfnis des Versicherungsnehmers im Einzelfall als
anerkannt.

(3) Nimmt der Versicherungsnehmer das Verfah-
ren nach Abs. 1 binnen der im Versicherungsvertrag
vorgesehenen Frist in Anspruch, so wird die Frist des
§ 12 Abs. 3 bis zum Abschluß dieses Verfahrens,
längstens jedoch für einen Zeitraum von zwei
Monaten, gehemmt.

§ 158 m. Auf eine Vereinbarung, durch die von
den §§ 158 j bis 158 1 zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers abgewichen wird, kann sich der
Versicherer nicht berufen."

5. Nach § 165 wird folgender § 165 a eingefügt:

„§ 165 a. (1) Wird der Vertrag nicht durch eine in
Österreich gelegene Niederlassung des Versicherers
geschlossen, so ist der Versicherungsnehmer be-
rechtigt, binnen 30 Tagen nach dem Zustandekom-
men des Vertrags von diesem zurückzutreten.

(2) Hat der Versicherer der Verpflichtung zur
Bekanntgabe seiner Anschrift (§ 5 a) nicht entspro-
chen, so beginnt die Frist zum Rücktritt nach Abs. 1
nicht zu laufen, bevor dem Versicherungsnehmer
diese Anschrift bekannt wird.
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(3) Die vorstehenden Absätze gelten nicht für
Gruppenversicherungsverträge und für Verträge mit
einer Laufzeit von höchstens sechs Monaten."

6. Im § 178 Abs. 1 erster Satz wird nach dem
Ausdruck „§§ 165" der Ausdruck „, 165 a" einge-
fügt.

7. Nach § 191 wird folgender § 191 a eingefügt:

„§ 191 a. (1) § 5 a, §§ 158 i bis 158 m und § 165 a
sowie § 178 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 90/1993 treten mit demselben

Zeitpunkt in Kraft wie das Abkommen über den
Europäischen Wirtschaftsraum *).

(2) Diese Bestimmungen sind auf Versicherungs-
verträge, die vor dem Inkrafttreten geschlossen
worden sind, nicht anzuwenden."

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Klestil
Vranitzky
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